
Wirtschaftliche Betätigungen im gemeinnützigen Verein

Der Gesetzgeber gestattet den Vereinen, sich auch außerhalb des steuerbegünstigten
Zwecks (ideeller Bereich) zu betätigen. Damit soll den Vereinen die Möglichkeit gegeben
werden, durch eine wirtschaftliche Betätigung Mittel zur Erfüllung ihrer satzungsmäßigen
Zwecke zu beschaffen. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb darf nicht Satzungszweck sein.
Beispiele für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe sind Verwertung von gesammeltem
Altmaterial, Durchführung von Basaren und Flohmärkten, Verkauf von Speisen und
Getränken, auch bei sportlichen und kulturellen Veranstaltungen. Soweit ein Verein einen
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält, entfällt die Steuerbefreiung (partielle
Steuerpflicht). Im Übrigen bleibt die Steuerfreiheit unberührt. Übersteigen die Einnahmen
einschließlich Umsatzsteuer des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes nicht 35.000 Euro im
Jahr, so unterliegt der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb nicht der Körperschaftsteuer und
nicht der Gewerbesteuer. Unter bestimmten Voraussetzungen wird ein wirtschaftlicher
Geschäftsbetrieb als Zweckbetrieb angesehen. Das ist dann der Fall, wenn die
wirtschaftliche Betätigung in ihrer Gesamtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten
satzungsmäßigen Zwecke des Vereins zu verwirklichen, die zu verwirklichenden Zwecke
nur dadurch erreicht werden können und der Zweckbetrieb nicht zu den nicht begünstigten
Betrieben derselben oder ähnlicher Art in größerem Umfang in Wettbewerb tritt. Ein
Zweckbetrieb wird dem steuerbegünstigten Bereich zugerechnet, d. h., er ist von der
Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit; bei der Umsatzsteuer gilt grundsätzlich der
ermäßigte Steuersatz, es sei denn, die Umsätze sind nach dem Umsatzsteuergesetz
steuerfrei. Für Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, Krankenhäuser, sportliche
Veranstaltungen und bestimmte Betätigungen bestehen besondere Regelungen zur
Einordnung als Zweckbetrieb. Die Erträge aus einer wirtschaftlichen Betätigung sind für die
satzungsmäßigen Zwecke zu verwenden. Mittel des ideellen Bereichs dürfen nicht zum
Ausgleich von Verlusten des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes verwendet werden.


